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// Im Blickpunkth

Der Steuerberater ist regelm�ßig derjenige, der seine Mandanten u. a. zu Fragen der betrieblichen Altersversorgung be-

r�t. Beratungsbedarf besteht ganz aktuell aufgrund des zum 1.1.2009 in Kraft getretenen „Flexi-G II“. Dabei darf er aber

keine unerlaubte Rechtsberatung betreiben. Wie dies vermieden wird, zeigt der Beitrag von Uckermann/Pradl. Die hier

niedergelegten Grunds�tze gelten auch f�r gleichartige T�tigkeiten des Steuerberaters.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:StatthaftigkeitvonGegenvorstellungen

Der BFH hat durch Beschluss vom 1.7.2009 – V S

10/07–seineVorlageandenGemeinsamenSenat

der obersten Gerichtsh�fe des Bundes zur Frage

der Statthaftigkeit einer Gegenvorstellung gegen

einen Beschluss �ber einen Antrag auf Prozess-

kostenhilfe zur�ckgenommen. Nach Ergehen des

Beschlusses des BVerfG vom 25.11.2008 – 1 BvR

848/07 – hat der V. Senat seine Ansicht aufgege-

ben, dass eine Gegenvorstellung (auch) nicht ge-

geneinennicht inmaterieller Rechtskraft erwach-

senden ablehnenden Beschluss �ber einen An-

trag auf Prozesskostenhilfe statthaft sei. Er hat

deshalbseineVorlagezur�ckgenommen.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1891-1

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 26.8.2009)

BFH: Beschr�nkung des Sonderausgaben-

abzugs bei Grenzg�ngern gemeinschafts-

rechtskonform

Durch Urteil vom 24.6.2009 – X R 57/06 – hat der

BFH entschieden, dass die europ�ischen Grund-

freiheiten nicht dadurch verletzt werden, dass die

Altersvorsorgeaufwendungen eines Grenzg�n-

gers nur beschr�nkt als Sonderausgaben geltend

gemacht werden k�nnen, auch wenn ein anderer

Mitgliedstaat aufgrund eines Doppelbesteue-

rungsabkommens mit Deutschland die entspre-

chendenAltersrentenvollst�ndigbesteuert.Denn

die Beitr�ge zu in- und ausl�ndischen Sozialversi-

cherungen werden in Deutschland gleich be-

steuert.DiedrohendeDoppelbesteuerungberuhe

auf der fehlenden Harmonisierung der Steuerre-

geln der EU-Staaten imBereich derAltersvorsorge

undAlterseink�nfte.Esbestehe jedochwedereine

Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ihre Besteue-

rungsrechteimRahmenderDoppelbesteuerungs-

abkommen entsprechend aufzuteilen, noch ein

Zwang, das eigene Steuersystem so zu gestalten,

dass eineDoppelbesteuerungausgeschlossen ist.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1891-2

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 26.8.2009)

BFH: Keine Jahreswagenbesteuerung auf

der Grundlage der unverbindlichen

Preisempfehlung des Herstellers

Durch Urteil vom 17.6.2009 – VI R 18/07 – hat

der BFH entschieden, dass die in den unverbind-

lichen Preisempfehlungen der Automobilherstel-

ler angegebenen Verkaufspreise nicht stets ge-

eignet seien, die von Arbeitnehmern zu versteu-

ernden Vorteile aus einem Jahreswagenrabatt

zu bestimmen. Denn sie g�ben den Angebots-

preis nicht zutreffend wieder. Dieser sei der

Preis, zu dem das Fahrzeug im allgemeinen Ge-

sch�ftsverkehr angeboten werde. Nach Ber�ck-

sichtigung gesetzlicher Abschl�ge und Freibe-

tr�ge f�r Jahreswagen ergebe sich ggf. kein

lohnsteuerlicher Vorteil mehr.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1891-3

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 26.8.2009)

BFH: Zukunftssicherungsleistungen eines

inl�ndischen Arbeitgebers

Durch Urteil vom 28.5.2009 – VI R 27/06 – hat der

BFH entschieden: Zukunftssicherungsleistungen,

die ein inl�ndischer Arbeitgeber f�r einen unbe-

schr�nkt steuerpflichtigen schwedischen Arbeit-

nehmer auf vertraglicher Grundlage an nieder-

l�ndische und schwedische Versicherungsunter-

nehmen entrichtet, sind Arbeitslohn, der nicht

nach § 3 Nr. 62 S. 1 EStG von der Steuer befreit

ist. Diese Norm verst�ßt dem BFH zufolge nicht

gegen EU-Recht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1891-4

unterwww.betriebs-berater.de

FG K�ln: Zeitnahe Betriebspr�fung „im

Jahrestakt“ bedenklich

Das FG K�ln hat durch Beschluss vom 7.7.2009 –

13 V 1232/09 – entschieden: Es sei fraglich, ob

die zeitnahe Betriebspr�fung von Großbetrieben,

bei der vom Finanzamt jeweils nur ein Veranla-

gungszeitraum gepr�ft wird, gegen den Willen

des Unternehmens ermessensfehlerfrei angeord-

net werden k�nne. Denn die Verk�rzung des Pr�-

fungszeitraums sei f�r diese nicht nur vorteilhaft.

Dem st�nden insbesondere die Nachteile sich

j�hrlich wiederholender Pr�fungen und eines er-

heblich h�heren Aufwands f�r die einzelne Pr�-

fung gegen�ber. Durch die Anordnung von Be-

triebspr�fungen im Jahrestakt gegen den aus-

dr�cklichen Willen des betroffenen Unterneh-

mens k�nnten daher die gesetzlichen Grenzen

des Ermessens �berschrittenwerden.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1891-5

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisungen
BMF: Neue Abgrenzungsmerkmale f�r BpO-

Gr�ßenklasseneinordnung zum 1.1.2010

Durch Schreiben vom 20.8.2009 – IVA 4 – S 1450/

08/10001–hatdasBMFeineneueGr�ßenklassen-

einteilung gem. § 3 BpO 2000 ab dem 1.1.2010

ver�ffentlicht. Ab diesem Zeitpunkt gelten die in

der Anlage zu dem Schreiben aufgef�hrten Ab-

grenzungsmerkmale und die im BMF-Schreiben

vom 5.8.2009 – IVA 4 – S 1451/07/10011 (BStBl. I

2008,749)angef�gteZuordnungstabelle.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2009-1891-6

unterwww.betriebs-berater.de

BMF: Einkommen-(lohn-)steuerliche

Behandlung von freiwilligen

Unfallversicherungen der Arbeitnehmer

Das BMF hat am 25.8.2009 den Entwurf eines

Schreibens zur einkommen-(lohn-)steuerlichen

Behandlung von freiwilligen Unfallversicherun-

gen der Arbeitnehmer ver�ffentlicht. Im Zusam-

menhang mit dem BFH-Urteil vom 11.1.2008 –

VI R 9/05 – soll das BMF-Schreiben vom

17.7.2000 – IV C 5 – S 2332 – 67/00 (BStBl. I

2000, 1204) – aktualisiert werden. Es behandelt

die steuerliche Behandlung der Versicherungen,

f�r die Arbeitnehmern Aufwendungen entste-

hen als auch diejenigen, die der Arbeitgeber ab-

geschlossen hat.

VolltextdesEntw.: // BB-ONLINE BBL2009-1891-7

unterwww.betriebs-berater.de

Die Spitzenverb�nde haben mit Schreiben

vom 21.8.2009 Gelegenheit erhalten, bis zum

16.9.2009 zu dem Entwurf des neuen BMF-

Schreibens eine Stellungnahme abzugeben.

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart
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